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2. bei berei ts vor l iegendem Verdacht einer Straftat 
mit  den zur Ge fahrenabwehr notwendigen Maßnahmen 
( im Rahmen der Sofortmaßnahmen) auf der Grundlage 
der Befugnisse des VP-Gesetzes zu beginnen und 

.  dabei die Straftat noch vor der Durchführung straf­
prozessualer Tät igkeit  weiter aufzuklären und damit 
die Einlei tungspraxis zu qual i f iz ieren;

3* bei der Verdachtshinweisprüfung noch von der Straftat 
ausgehende akute Gefahren für die öffent l iche Ordnung 
und Sicherheit  mit  den Befugnissen des VP-Gesetzes 
abzuwehren und durch die dabei zu.r Gefahrenabwehr not­
wendigen Einschränkungen von Rechten und Freiheiten von 
Bürgern Beweisführungsmaßnahmen zu real is ieren, die an­
sonsten dem Ermit t lungsverfahren Vorbehalten sind.

Die Tatsache, daß durch ein und dieselbe Sache unterschiedl iche 

Rechtsverhältnisse entstehen können, ermögl icht es den Unter­

suchungsorganen des MfS auch, Ordnungswidr igkeiten oder andere 

Rechtsverletzungen, insbesondere wenn sie Angri f fe gegen die 

staat l iche Sicherheit  unter der Schwel le der strafrecht l ichen 

Relevanz darstel len, mit  den Mit teln des VP-Gesetzes zu be­

kämpfen.

Auf diese Weise kann weitgehend kompensiert  werden, daß das MfS 

selbst keine Ordnungsstrafbefugnis besitzt  und auch nicht befugt 

ist ,  die Aufklärung von Ordnungswidr igkeiten auf der Grundlage 

des Gesetzes zur Bekämpfung von Ordnungswidr igkeiten - OWG - 

vom 12. Oanuar 1968 durchzuführen. Ähnl ich wie bei Straftaten 

ist  bei der Abwehr von aus Ordnungswidr igkeiten oder ihren 

Ursachen und Bedingungen result ierenden Gefahren zu beachten, 

daß die unterschiedl ichen Rechtsverhältnisse zum VP-Gesetz 

und Ordnungswidr igkeitsrecht zwar nebeneinander auftreten kön­

nen, jedoch nicht zwingend nebeneinander auftreten müssen. 

Erforderl ich für das Tät igwerden der Untersuchungsorgane auf 

der Grundlage des VP-Gesetzes ist  auch hier,  daß die Art  1

1 Gesetz zur Bekämpfung von Ordnungswidr igkeiten - OWG - 
vom 12. 'Oanuar 1968 (GBl.  I  Nr.  3,  S. 101) i .  d,  F. 
des Devisengesetzes vom 19. Dezember 1973 (GBl.  I  
Nr.  58, S. 574),  des 3. Strafrechtsänderungsgesetzes 
vom 28. Ouni 1979 (GBl.  I  Nr.  17, s. 139) und des Ge­
setzes über die gesel lschaft l ichen Gerichte der DDR 
- GGG - vom 25. März 1982 (GBl.  I  Nr.  13, S. 269


